
1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Mai 2008 über bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 136 vom 
24.5.2008, S. 3). 

 

- Text in Ausschnitten als erste Übersicht des Regelungsvorhabens; 
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 „Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung1)“ 

 
 
„Artikel 1 
 
Mediationsgesetz (MediationsG) 
 
§ 1 Begriffsbestimmungen 
(1) Mediation ist ein vertrauliches und strukturiertes Verfahren, bei dem Parteien mit 
Hilfe eines oder mehrerer Mediatoren freiwillig und eigenverantwortlich eine 
einvernehmliche Beilegung ihres Konflikts anstreben. Die Mediation kann durchgeführt 
werden 
1. unabhängig von einem Gerichtsverfahren (außergerichtliche Mediation), 
2. während eines Gerichtsverfahrens außerhalb des Gerichts (gerichtsnahe Mediation) 
oder 
3. während eines Gerichtsverfahrens von einem nicht entscheidungsbefugten Richter 
(gerichtsinterne Mediation). 
(2) Ein Mediator ist eine unabhängige und neutrale Person ohne Entscheidungsbefugnis, 
die die Parteien durch die Mediation führt. 
 
§ 2 Verfahren; Aufgaben des Mediators 
(1) Die Parteien wählen den Mediator aus. 
(2) Der Mediator vergewissert sich, dass die Parteien die Grundsätze und den Ablauf 
des Mediationsverfahrens verstanden haben und freiwillig an der Mediation teilnehmen. 
(3) Der Mediator ist allen Parteien gleichermaßen verpflichtet. Er fördert die Kommunikation 
der Parteien und gewährleistet, dass die Parteien in angemessener und fairer Weise in die 
Mediation eingebunden sind. Er kann im allseitigen Einverständnis getrennte 
Gespräche mit den Parteien führen. 
(4) Dritte können nur mit Zustimmung aller Parteien in die Mediation einbezogen 
werden. 
(5) Die Parteien können die Mediation jederzeit beenden. Der Mediator kann die 
Mediation beenden, insbesondere wenn er der Auffassung ist, dass eine 
eigenverantwortliche 
Kommunikation oder eine Einigung der Parteien nicht zu erwarten ist. 
(6) Der Mediator wirkt im Falle einer Einigung darauf hin, dass die Parteien die Vereinbarung 
in Kenntnis der Sachlage treffen und ihren Inhalt verstehen. Er soll die Parteien, 
die ohne fachliche Beratung an der Mediation teilnehmen, auf die Möglichkeit hinweisen, 
die Vereinbarung bei Bedarf durch externe Berater überprüfen zu lassen. Mit Zustimmung 
der Parteien kann die erzielte Einigung in einer Abschlussvereinbarung dokumentiert 
werden. 
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§ 3 Offenbarungspflichten; Tätigkeitsbeschränkungen 
(1) Der Mediator hat den Parteien alle Umstände offenzulegen, die seine Unabhängigkeit 
und Neutralität beeinträchtigen können. Er darf bei Vorliegen solcher Umstände 
nur als Mediator tätig werden, wenn die Parteien dem ausdrücklich zustimmen. 
(2) Als Mediator darf nicht tätig werden, wer vor der Mediation in derselben Sache 
für eine Partei tätig gewesen ist. Der Mediator darf auch nicht während oder nach der 
Mediation für eine Partei in derselben Sache tätig werden. 
(3) Eine Person darf nicht als Mediator tätig werden, wenn eine mit ihr in derselben 
Berufsausübungs- oder Bürogemeinschaft verbundene andere Person vor der Mediation 
in derselben Sache für eine Partei tätig gewesen ist. Eine solche andere Person darf auch 
nicht während oder nach der Mediation für eine Partei in derselben Sache tätig werden. 
(4) Die Beschränkungen des Absatzes 3 gelten nicht, wenn sich die betroffenen Parteien 
im Einzelfall nach umfassender Information damit einverstanden erklärt haben und 
Belange der Rechtspflege dem nicht entgegenstehen. 
(5) Der Mediator ist verpflichtet, die Parteien auf deren Verlangen über seinen fachlichen 
Hintergrund, seine Ausbildung und seine Erfahrung auf dem Gebiet der Mediation zu 
informieren. 
 
§ 4 Verschwiegenheitspflicht 
Der Mediator und die in die Durchführung des Mediationsverfahrens eingebundenen 
Personen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit gesetzlich nichts anderes geregelt 
ist. Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt 
geworden ist. Ungeachtet anderer gesetzlicher Regelungen über die 
Verschwiegenheitspflicht gilt sie nicht, soweit 
1. die Offenlegung des Inhalts der im Mediationsverfahren erzielten Vereinbarung zur 
Umsetzung oder Vollstreckung dieser Vereinbarung erforderlich ist, 
2. die Offenlegung aus vorrangigen Gründen der öffentlichen Ordnung (ordre public) 
geboten ist, insbesondere um eine Gefährdung des Wohles eines Kindes oder eine 
schwerwiegende Beeinträchtigung der physischen oder psychischen Integrität einer 
Person abzuwenden, oder 
3. es sich um Tatsachen handelt, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen. 
Der Mediator hat die Parteien über den Umfang seiner Verschwiegenheitspflicht zu 
informieren. 
 
§ 5 Aus- und Fortbildung des Mediators 
Der Mediator stellt in eigener Verantwortung durch eine geeignete Ausbildung und eine 
regelmäßige Fortbildung sicher, dass er über theoretische Kenntnisse sowie praktische 
Erfahrungen verfügt, um die Parteien in sachkundiger Weise durch die Mediation führen 
zu können. 
 
§ 6 Wissenschaftliche Forschungsvorhaben; finanzielle Förderung der Mediation 

 
- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
§ 7 Übergangsbestimmung 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 
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Artikel 2 
Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes“ 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

„Artikel 3 
Änderung der Zivilprozessordnung“ 

- in dieser Übersicht nur teilweise abgedruckt - 

„ „§ 796d 
Vollstreckbarerklärung der Mediationsvereinbarung 
(1) Eine in einer Mediation geschlossene Vereinbarung wird auf schriftlichen Antrag 
aller Parteien oder auf Antrag einer Partei mit ausdrücklicher Zustimmung der 
anderen Parteien in Verwahrung genommen und für vollstreckbar erklärt. § 796a Absatz 
2 gilt entsprechend. 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag ist die Partei zu hören, gegen die sich 
die Vollstreckbarerklärung richten soll. Stehen der Vollstreckbarerklärung Hindernisse 
entgegen, setzt das Gericht den Parteien zur Behebung eine angemessene Frist. Mit 
Zustimmung der Parteien sorgt es in der Entscheidung für die in der Zwangsvollstreckung 
nötige Bestimmtheit. Die Vollstreckbarerklärung ist abzulehnen, wenn die Vereinbarung 
unwirksam ist. Die Entscheidung ergeht durch Beschluss. Eine Anfechtung 
findet nicht statt. 
(3) Für die Vollstreckbarerklärung und die Inverwahrungnahme ist das Amtsgericht 
zuständig, welches in der Mediationsvereinbarung bezeichnet ist. Fehlt eine solche 
Bezeichnung und befindet sich der Ort des Mediationsverfahrens im Inland, ist 
das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk der Ort des Mediationsverfahrens liegt. 
In den sonstigen Fällen ist das Amtsgericht Schöneberg in Berlin zuständig. 
(4) Mit Zustimmung aller Parteien kann eine in einer Mediation geschlossene 
Vereinbarung ferner von einem deutschen Notar in Verwahrung genommen und für 
vollstreckbar erklärt werden. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 bis 4 gelten entsprechend. 
Lehnt der Notar die Vollstreckbarerklärung ab, ist dies zu begründen. Die 
Ablehnung durch den Notar kann mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung bei 
dem nach Absatz 3 zuständigen Gericht angefochten werden; Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 gelten entsprechend.“ “  
 
„Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ 

 
- in dieser Übersicht nur teilweise abgedruckt - 

 
„ „§ 36a 
Mediation, außergerichtliche Konfliktbeilegung 
(1) Das Gericht kann einzelnen oder allen Beteiligten eine gerichtsnahe Mediation 
(§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Mediationsgesetzes) oder ein anderes Verfahren 
der außergerichtlichen Konfliktbeilegung vorschlagen. Soweit durch Landesrecht 
vorgesehen, kann das Gericht darüber hinaus auch in geeigneten Fällen eine 
gerichtsinterne Mediation (§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des Mediationsgesetzes) 
vorschlagen. 
(2) Entscheiden sich die Beteiligten zur Durchführung einer gerichtsnahen oder 
gerichtsinternen Mediation oder eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung, setzt das Gericht das Verfahren aus.“… “  
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„7. Dem § 155 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„ (4) Hat das Gericht ein Verfahren nach Absatz 1 zur Durchführung einer gerichtsnahen 
oder gerichtsinternen Mediation oder eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung ausgesetzt, nimmt es das Verfahren in der Regel 
nach drei Monaten wieder auf, wenn die Beteiligten keine einvernehmliche Regelung 
erzielen. 
8. § 156 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
„Das Gericht kann anordnen, dass die Eltern einzeln oder gemeinsam an einem 
kostenfreien Informationsgespräch über Mediation oder über eine sonstige 
Möglichkeit der außergerichtlichen Konfliktbeilegung bei einer von dem 
Gericht benannten Person oder Stelle teilnehmen und eine Bestätigung hierüber 
vorlegen.““ 
 
Artikel 5 
Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
Artikel 6 
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
Artikel 7 
Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

Artikel 8 
Änderung des Gerichtskostengesetzes 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
Artikel 9 
Änderung der Kostenordnung 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
Artikel 10 
Änderung des Patentgesetzes 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
Artikel 11 
Änderung des Markengesetzes 

- in dieser Übersicht nicht abgedruckt - 

 
Artikel 12 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.“ 


